Horst Schreiber

„Heimat bist du großer Söhne, Volk begnadet für das Schöne“

Die „Entjudung“ der Tiroler Wirtschaft am Beispiel der Innsbrucker Firma Alois Hermann
Alois Hermann wurde am 10. August 1866 in Wotrub/Böhmen geboren, 1897 übersiedelte er nach Innsbruck. Seine elf Jahre jüngere und vermutlich aus Soubor/Böhmen stammende Gattin Wilhelmine, geb. Vogel, zog nach der Vermählung im Jahre 1900 in die Landeshauptstadt.
 Hermann war Besitzer eines Großhandelsunternehmens, das Liköre, Brannt-, Wermut- und Süßweine, Weinessig, Essigessenzen, Fruchtsäfte und Tee erzeugte bzw. vertrieb. Sein Immobilienbesitz in der Leopoldstraße 28 umfasste ein Wohnhaus, die Geschäftslokale, ein Stöcklgebäude und eine neu eingerichtete Schnapsbrennerei. Nach der Machtübernahme der NSDAP in Tirol wurde Hermann gezwungen, der SS namhafte Beträge zu spenden. Die Auslagen seines Unternehmens wurden von einer SA-Abteilung beschmiert und als jüdisches Geschäft gekennzeichnet. Am 13. April 1938 erfolgte die Bestellung des „illegalen“ Nationalsozialisten und SS-Scharführers Pius Martinatti zum „kommissarischen Verwalter“.
 Am 30. September 1938 wurde Martinatti jedoch vom Kohlenhändler Alois Mössmer abgelöst. Dieser war u.a. SS-Rottenführer und „alter Kämpfer“ mit Parteibeitritt 1932. Am 21. Februar 1939 kam es zur Einsetzung Mössmers als Treuhänder der Firma Hermann, die er seiner Freundschaft zu Arisierungskommissar Hermann Duxneuner verdankte.

Die „Arisierung“

(Bild: Firmenschilder Hermann u. Lauda; in diesem Kapitel)

Um seinen Besitz zu retten, übertrug Alois Hermann am 20. April 1938 das Geschäftshaus (Leopoldstraße 28) seinem minderjährigen Enkel Klaus, der nach den „Nürnberger Rassegesetzen“ als sogenannter Mischling 1. Grades („Halbjude“) eingestuft wurde. Der Vertrag wurde vom Innsbrucker Bezirksgericht und von der im Rahmen des Handelsministeriums geschaffenen Vermögensverkehrsstelle Wien, die österreichweit die „Arisierungen“ beaufsichtigte und lenkte, in seiner Rechtmäßigkeit bestätigt. Klaus’ „arische“ Mutter Martha Wild hatte sich von ihrem jüdischen Ehemann Richard Hermann in Absprache mit ihm am 27. Jänner 1939 scheiden lassen. Nach dem Krieg verehelichten sie sich wieder. 

Die Übertragung des Betriebs an ein Konsortium mit dem ehemaligen „kommissarischen Verwalter“ Pius Martinatti an der Spitze scheiterte am Widerstand von Gauleiter Franz Hofer und Arisierungskommissar Duxneuner. Der Gauleiter hatte andere Pläne. Gemeinsam mit dem Gaufachschaftsleiter in der Wein- und Spirituosenbranche Josef Schwarz, Inhaber der Firma Anton Mayr, versuchte er den jüdischen Betrieb zugunsten seines Vaters zu übernehmen. Martinatti beklagte sich bitter, dass verdienten Parteigenossen wie ihm keine Existenzgründung ermöglicht werde, während ein „Geldsack“ wie Josef Schwarz, der mehrere Häuser, eine große Weinhandlung und ein bekanntes Gasthaus besitze, den Vorzug erhalte. Für ihn war diese „Arisierung“ eine „Erpressung großen Stils zum Zwecke der persönlichen Bereicherung“. 

Da sich Alois Hermann weigerte, seinen Betrieb zu einem lächerlich geringen Preis an Schwarz zu verkaufen, wurde er am 21. September 1938 im Zuge einer Judenverhaftungsaktion der Gestapo vorgeführt und misshandelt. Dort, so Hermanns Leidensgenosse Rudolf Brüll,

„verteilte Ing. Hermann Duxneuner [...] an uns Zettel, worauf wir unseren Realbesitz anzugeben hatten [...und...] wonach wir den Besitz nur an die von ihm gemeldeten Leute zu verkaufen haben. [Gestapochef Werner] Hilliges und Duxneuner erklärten gemeinsam, wer sich weigere, wird eingesperrt und kommt ins KZ. [...]. Alois Hermann weigerte sich zu einem Verkauf mit der Begründung, daß er seinem Enkel (derselbe ist Mischling 1. Grades) bereits den Besitz überschrieben oder übermacht habe und daher nicht mehr darüber verfügen kann. Hermann sen. wurde daraufhin auf Veranlassung von Duxneuner und Hilliges in der ‘Sonne’ [Polizeigefängnis in der Adamgasse] in Haft genommen und dürfte sich dort ein bis drei Monate befunden haben.“
Kurz darauf musste das betagte Ehepaar Hermann mit Sohn Richard nach Wien zwangsübersiedeln, die Töchter Margarethe (Grete) Graubart und Elisabeth (Else) Kirchlechner wurden ebenso wie Sohn Richard zur Auswanderung gezwungen. Der Betrieb in Innsbruck war zunächst boykottiert und schließlich stillgelegt worden. In der Pogromnacht vom 9. auf den 10. November 1938 richtete die SS in der Firma erheblichen Sachschaden an. Der als „Ariseur“ glücklose SS-Scharführer Martinatti bezeichnete seine SS-Kameraden, die er „wilder Verwüstungen“ bezichtigte, als „Bereicherungshygiänen“ (meinte Hyänen). 

Die Gauleitung war nicht nur daran interessiert, dass ein „Arisierer“ ihrer Wahl zum Zug kam, es ging ihr vor allem um den Zugriff auf den gesamten Besitz der Familie Hermann. Deshalb wurde dem Treuhänder Mössmer mit Otto Ferraris-Occhieppo, der selbst bei mehreren jüdischen Firmen treuhänderisch tätig war, ein Rechtsanwalt zur Seite gestellt, der den Übergabevertrag von Alois Hermann an seinen Enkel Klaus anfechten sollte. Mit seiner Klageinbringung am 9. August 1939 musste er zu beweisen versuchen, dass der Vertrag rechtlich ungültig war, weil die Liegenschaft Bestandteil des Betriebes wäre und deshalb doch die Genehmigungspflicht der Vermögensverkehrsstelle in Wien benötige. Der bereits erwähnte Übergabevertrag vom 20. April 1938 hatte nämlich Rechtswirksamkeit erlangt, da entsprechend der NS-Gesetzeslage nichtgewerblicher Liegenschaftsbesitz von den jüdischen BesitzerInnen ohne Genehmigung der arisierenden Verwaltungsbehörden veräußert werden konnte. Da Hofer und Duxneuner keine Garantie hatten, dass die Gerichte, die sich an die NS-Gesetze gehalten hatten, den Vertrag für ungültig erklärten, versuchten sie auch außergerichtlich Druck zu erzeugen, um die Hermanns zum Einlenken entsprechend den Wünschen Hofers zu bewegen. Zu diesem Zweck wurde erst einmal der Anwalt der Familie, Martin Dengg, massiv eingeschüchtert und die Geschäftstätigkeit seiner Kanzlei eingeschränkt.

Aufgrund des Optionsabkommens zwischen Hitler und Mussolini vom 29. Juni 1939, das die Abwanderung der SüdtirolerInnen ins Deutsche Reich zum Inhalt hatte, wurden in Innsbruck Betriebe und Liegenschaftsbesitz für die Wohlhabenden unter den OptantInnen dringend benötigt. Dazu Mössmer: „Es hieß dann, dass die jüdischen Betriebe, die noch nicht in arischen Händen seien, zur Verfügung der Südtiroler-Umsiedlungsstelle stünden.“ Wegen des geringen Anteils jüdischen Vermögens im Tiroler Wirtschaftsleben und der raschen „Entjudung“ nach 1938 kamen dafür nur mehr die Unternehmen Alois Hermann und Egon Dubsky in der Heiliggeiststraße 2 in Betracht. 

Rechtsanwalt Leopold Markl, der die Interessen der Südtiroler Familie Lauda vertrat, kontaktierte seinen Kollegen Martin Dengg, mit dem er gute Beziehungen pflegte. Das Verhalten Denggs als Rechtsanwalt von Martha Wild war in der Zwischenzeit widersprüchlich geworden, da er aufgrund der massiven Interventionen des Gauleiters an einem Verkauf des Hermann’schen Besitzes an die Laudas äußerst interessiert war. Dazu kam, dass Dengg pikanterweise auch im Entjudungsfall Dubsky eingeschaltet war, diesmal allerdings auf der Gegenseite als Anwalt des Südtiroler „Arisierers“ Franz Gutmann. Die Rechtsanwälte Dengg und Markl arbeiteten daher in der Geschäftsanbahnung für die Familie Lauda zum Zwecke der „Arisierung“ des Unternehmens Hermann zum gegenseitigen Nutzen zusammen. Markl war ein guter Freund des Leiters der Südtiroler Umsiedlerstelle Georg Bilgeri, dem auch die Tiroler Arisierungsstelle unterstand. Von diesem hatte er den Auftrag erhalten, die Übernahme des jüdischen Betriebs Hermann an einen Südtiroler namens Reiserer in die Wege zu leiten. Markl unterbreitete dieses Angebot aber dem mit ihm befreundeten Adolf Lauda und konnte schließlich Treuhänder Mössmer davon in Kenntnis setzen, dass die Gauleitung Lauda, der über einen bedeutenden Besitz in Südtirol und Innsbruck verfügte, als Käufer akzeptierte. Während Gattin Paula weiterhin ihr Handelsunternehmen in Brixen betrieb, veräußerten Adolf Lauda sen. und jun. ihren Besitz in Südtirol, um in Innsbruck eine neue wirtschaftliche Existenz aufzubauen. Im korrupten nationalsozialistischen System gelang es den begüterten Laudas sehr rasch, sich die nötigen Verbindungen zu schaffen und sich trotz Nichtparteimitgliedschaft so gut zu arrangieren, dass sie mit Genehmigung der Innsbrucker „Entjudungsstelle“ als „Arisierer“ des Hermann’schen Besitzes auftreten durften. Dengg riet Martha Wild zu einem Vergleich im laufenden Prozess. Das Angebot Laudas bezeichnete er als einen Glücksfall. Wegen des enormen Drucks auf sämtliche Familienmitglieder und der Beteuerung Denggs, dass die Aussichten auf einen Prozessgewinn höchst zweifelhaft wären, entschloss sich Martha Wild als Vormund ihres minderjährigen Sohnes Klaus auf das Angebot der Familie Lauda bezüglich eines Immobilientausches samt einer Aufzahlung einzugehen. Ende Jänner 1940 äußerte sie sich zu ihrer Zustimmung folgendermaßen:

„Mein Vertreter Herr Dr. Dengg hat mir eindeutig klar gemacht, daß die Aussichten, den von der Vermögensverkehrsstelle angestrebten Prozeß zu gewinnen, äußerst gering sind. Selbst wenn wir den Prozeß in Innsbruck gewännen, was nach der Haltung des Richters, hier, sehr wohl möglich wäre, würde die Gauleitung, für welche dies bereits eine Prestigesache geworden ist, immer Mittel und Wege finden, um die Angelegenheit in ihrem Sinne zu entscheiden. Ich brauche Ihnen wohl nicht zu sagen, wie schwer mir diese Entscheidung fällt, umsomehr als ich nun 2 Jahre erfolglos darum gekämpft habe.“
Martha Wild war daher nur „notgedrungenerweise“ mit dem Tausch- und Kaufvertrag vom 27. Jänner 1940 einverstanden, die Liegenschaft Leopoldstraße 28 mit Laudas Haus Amraserstraße 13 einzutauschen, plus einer Aufzahlung von 90.000 RM, die aber nicht an sie, sondern an den Treuhänder Alois Mössmer überwiesen wurde. Die Verkaufsverhandlungen mit Lauda wurden von Arisierungskommissar Duxneuner geführt, Vertrag und Preis ohne Beiziehung von Martha Wild festgelegt, die rückblickend zu ihrer Unterschriftsleistung feststellte: „Ich hatte keine Wahl - entweder alles zu verlieren - oder den Bettel, den man mir aufdrängte, anzunehmen.“ Der Tausch- und Kaufvertrag vom 27. Jänner 1940 war für die Käuferseite überaus attraktiv. Der für das Haus Leopoldstraße 28 mit 180.000 RM festgesetzte Verkaufspreis (90.000 RM in bar, 90.000 RM Wert des eingetauschten Hauses Amraserstraße 13) lag sogar weit unter den viel zu niedrigen Gutachterschätzungen. Die Familie Hermann selbst ging von einem Verkehrswert von mindestens einer halben Million Reichsmark aus. Auf ähnliche Weise erfolgte praktisch fast gleichzeitig auch die Übernahme des Betriebs, d.h. des Warenlagers sowie der Einrichtungsgegenstände, wofür die Familie Lauda aufgrund extrem niedriger Schätzungen meist willfähriger Gutachter nicht einmal 156.000 RM zu entrichten hatte. Dies war ein Preis, der die Hälfte bzw. ein Drittel des wahren Wertes ausmachte. Alois Hermann, der ja noch als Besitzer des Betriebs galt, wollte zunächst den fertig ausgearbeiteten Vertrag nicht unterschreiben, den ihm Lauda, Mössmer und Duxneuner in der Kanzlei seines Anwaltes Otto Zimmeter in Wien vorlegten:

„Herr Hermann wollte zwar anfänglich dem Verkaufe nicht zustimmen, doch hielt ich als sein Vertreter ihm vor, daß unter den damaligen Verhältnissen ja doch nichts anderes übrig bliebe, als zu verkaufen und ein freihändiger Verkauf für ihn immer noch besser wäre, als vielleicht eine Liquidierung durch die Vermögensverkehrsstelle, zumal das Geschäft Hermann in Innsbruck schon lange Zeit geschlossen war und zu Lasten des Hermann laufend Unkosten aufliefen.“ „Ich hielt ihm vor, daß eine Weigerung mit allergrößter Wahrscheinlichkeit seine Deportation und seinen Tod zur Folge haben würde. Nach langem Zureden gelang es mir Hermann umzustimmen, sodaß er schließlich den Verkaufsvertrag unterzeichnete. Wie bereits angeführt, war von Verhandlungen nicht die Rede, sondern mußten die vorgeschriebenen Bedingungen ohne Debatte angenommen werden.“
Das Schicksal des Ehepaares Hermann

Das alte Ehepaar Hermann, das nach seiner Zwangsumsiedlung nach Wien im Oktober 1938 in der Alserstraße 23 im 8. Bezirk wohnte, lebte „in den dürftigsten Verhältnissen“. Alois Hermann war kaum in der Lage, seinen Anwalt zu bezahlen, sodass er gezwungen war, bei Freunden Darlehen aufzunehmen. Am 28. Oktober 1941 wurde Alois Hermann mit seiner Frau Wilhelmine von Wien ins jüdische Ghetto nach Lodz (Litzmannstadt) in Polen abtransportiert, das als Zwangsarbeitslager organisiert war und in dem aufgrund der grauenhaften Lebensbedingungen in wenigen Monaten tausende Menschen starben. Wer überlebte, aber für die Arbeit zu verbraucht war, wurde ausgesondert und in ein Vernichtungslager, meist Chelmno (Kulmhof) verschickt, wo die Menschen seit Dezember 1941 in Lastwägen vergast wurden. Auf einem dieser Transporte fanden Alois und Wilhelmine Hermann den Tod. Alois Hermanns Sterbetag lässt sich mit spätestens 9. August 1942, also einen Tag vor seinem 76. Geburtstag, festsetzen. Die 65jährige Wilhelmine Hermann kam entweder im Mai oder im September 1942 ums Leben. Am 22. Juni 1942 schrieben ihre drei Kinder und Enkelkind Vera, die nach England bzw. in die USA fliehen hatten können, bereits vergeblich an die Wiener Anschrift ihrer Eltern: „Liebste Eltern! Wir sind so besorgt, bitte gebt baldmöglichst Nachricht und Adresse. Uns vieren geht es sehr gut. Else, Richard, Grete, Vera.“

Der größte Teil der Verkaufssumme, aber auch das Firmenbarvermögen und diverse eingetriebene Schulden von KundInnen wurden für die sogenannte „Judenvermögensabgabe“ sowie für die Kosten der „kommissarischen Verwalter“ und diverser Gutachter und Rechtsanwälte verwendet oder auf Sperrkonten („Reichsfluchtsteuer“) hinterlegt, die schließlich zugunsten des Deutschen Reiches beschlagnahmt wurden. Damit hatte der NS-Staat seine übliche Vorgangsweise gewählt: Zugriff auf die Sperrkonten nach Ermordung der rechtmäßigen BesitzerInnen. Mössmer trieb aber noch weitere umfangreiche Vermögenswerte der Familie Hermann ein (Wertpapiere, Polizzen, Schuld- und Hypothekarforderungen etc.), deren Höhe sich nach 1945 nicht mehr genau feststellen ließ. Nach Mössmers Angaben handelte es sich um mindestens eine Viertelmillion Reichsmark, der neue Anwalt der Familie Hermann ging von der doppelten Summe aus. Vom Vermögen des Ehepaares Hermann im Gesamtwert von rund 1,3 Millionen Reichsmark blieb der Familie lediglich das getauschte Objekt Amraserstraße 13, dessen Wert laut Tauschvertrag 90.000 RM betrug.

Die Rückstellung
Nach dem Krieg wurde die Firma unter öffentliche Verwaltung gestellt. Im Februar 1946 lebte die ganze Befugnisgewalt der Laudas wieder auf, da laut Laudas gerichtlicher Aussage Landeshauptmann Alfons Weißgatterer festhielt, dass die Familie mit der NSDAP nichts zu schaffen gehabt habe und daher kein Grund zur öffentlichen Verwaltung bestehe. Dieser Ansicht widersetzte sich schließlich die französische Militärregierung, sodass die Tiroler Landeshauptmannschaft den Industriekaufmann Hermann Flürscheim zum neuen öffentlichen Verwalter ernannte. Er verlangte für seine Tätigkeit kein Honorar, setzte sich dafür aber nicht sonderlich mit dem Unternehmen auseinander. Die Familie Lauda konnte daher weiterhin nach Belieben schalten und walten. Am 30. November 1948 leiteten die ins Ausland geflüchteten Mitglieder der Familie Hermann das Rückstellungsverfahren ein. Die Rückstellungskommission beim Landesgericht Innsbruck stellte am 14. Juni 1949 in ihrem Teilerkenntnis zwar fest, dass eine Rückstellung des Besitzes von Alois Hermann erfolgen müsse, da aber die Laudas gegen marktwirtschaftliche Grundsätze nur „etwas verstoßen“ hätten, die „Arisierung“ „keineswegs den sonst öfters üblich gewesenen Grad erreicht“ habe, und die Laudas als Südtiroler ebenfalls zu den NS-Opfern zu zählen wären, sollten die genauen gegenseitigen finanziellen Ansprüche erst nach weiteren Erhebungen geregelt werden. Der Rechtsstreit zog sich noch weiter in die Länge, sodass die Familie Lauda rechtlich gedeckt Eigenmittel aus dem Betrieb abzog, dem dadurch die Kapitalbasis für eine weitere Geschäftstätigkeit verloren ging. Dazu kam, dass die CA aufgrund der ungeklärten Besitzverhältnisse ihren Kredit sofort fällig stellte. Indessen gründete die Tochter von Lauda sen., Leopoldine, am 2. Jänner 1950 ein eigenes Spirituosengeschäft in den Räumlichkeiten der ehemaligen jüdischen Firma von Egon Dubsky in der Heiliggeiststraße 2. Diese neue Firma Lauda übernahm auch den KundInnenstock und die Angestellten des „arisierten“ Betriebs in der Leopoldstraße, welcher der Familie Hermann zurückgegeben werden musste. Es dauerte fast eineinhalb Jahre, bis die Ablöse des öffentlichen Verwalters Flürscheim durchging, die die Hermanns beim Ministerium für Vermögenssicherung wegen dessen mangelnder Treuhandtätigkeit verlangt hatten. Hierbei soll nicht unerwähnt bleiben, dass der sich völlig passiv verhaltende Flürscheim über Vermittlung der Laudas ein Grundstück erwerben hatte können. 

Interessant ist auch, dass Martin Dengg, der ehemalige Anwalt von Martha und Richard Hermann, nicht nur der Rechtsbeistand des Südtiroler Weinhändlers Franz Gutmann in der NS-Zeit gewesen war, der die jüdische Firma Dubsky in der Heiliggeiststraße 2 „arisiert“ hatte, in die nun die Familie Lauda ihre neue Firma transferierte. Er verteidigte Gutmann auch im Rückstellungsverfahren nach dem Krieg. 

Am 10. März 1951 schlossen die Streitparteien schließlich einen gerichtlichen Vergleich, in dem die ehemalige Firma Hermann so zurückgegeben wurde, „wie sie liegt und steht“, ebenso die Liegenschaft Leopoldstraße 28. Umgekehrt erhielten auch die Laudas ihr Tauschobjekt Amraserstraße 13 zurück. Alle Geldforderungen der Familie Hermann wurden durch einen Betrag von 100.000 Schilling, abzahlbar in Monatsraten zu 5.000 Schilling, abgegolten. Ferner übernahmen Laudas auch die Anwaltskosten der Gegenseite in der Höhe von 80.000 Schilling sowie die Kosten der öffentlichen Verwalter und Sachverständigen. Die erfolgten Rückstellungen waren für die Familie Hermann im Vergleich zum Besitz von 1938 mit hohen Verlusten verbunden. Neben der sehr bescheidenen Ablöse von 100.000 Schilling konnte nur der Immobilienbesitz gerettet werden. Viele hunderttausende Reichsmark bzw. Schilling aus dem Barvermögen, auf Bankguthaben und sonstige Aktiva waren im Verlauf der „Arisierung“ verloren gegangen, in dunkle Kanäle geflossen oder vom Deutschen Reich konfisziert worden. Die einst äußerst profitable Firma war heruntergewirtschaftet, eine Weiterführung rentierte sich nicht mehr. Im Gegensatz dazu hatten die „Ariseure“ ihre Arbeitstätigkeit und ihre Investitionen geltend machen können, sodass sie, vorsichtig ausgedrückt, die NS-Zeit schadlos überstehen hatten können.

� Die Langfassung dieses Aufsatzes ist nachzulesen bei Horst Schreiber, Die „Arisierung“ der Innsbrucker Firma Alois Hermann, in: Tiroler Heimat. Jahrbuch für Geschichte und Volkskunde 2000 (Band 64).


� NationalsozialistInnen, die sich nach dem Parteiverbot im Juni 1933 geheim für die NSDAP betätigten, bezeichnete man als „Illegale“.





